
VOLLMACHT 

Rechtsanwalt Peter Conradi wird 

in Sachen 

wegen 

sowohl Prozessvollmacht gemäß § 81 ff ZPO, §§ 302, 374 StPO, § 67 VwGO und § 73 SGG als auch 

Vollmacht zur außergerichtlichen Vertretung erteilt. Diese Vollmacht erstreckt sich insbesondere auf folgende Be-
fugnisse: 

1. Abgabe und Entgegennahme von Willenserklärungen und Vornahme einseitiger Rechtsgeschäfte,
insbesondere Begründung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen.

2. Entgegennahme von Zustellungen und sonstigen Mitteilungen, Einlegung und Rücknahme von
Rechtsmitteln sowie Verzicht auf solche, Erhebung und Rücknahme von Widerklagen.

3. Beseitigung des Rechtsstreits durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis.

4. Geltendmachung von Ansprüchen gegen Schädiger, Fahrzeughalter und deren Versicherer und Ak-
teneinsicht

5. Empfangnahme und Freigabe von Geld, Wertsachen, Urkunden und Sicherheiten, insbesondere des
Streitgegenstandes, von Kautionen, Entschädigungen und der vom Gegner, von der Justizkasse oder
anderen Stellen zu erstattenden Kosten und notwendigen Auslagen.

6. Übertragung der Vollmacht ganz oder teilweise auf andere.

7. Verteidigung und Vertretung in Bußgeldsachen und Strafsachen in allen Instanzen, auch für den Fall
der Abwesenheit sowie auch als Nebenkläger, Vertretung gemäß § 411 Abs. 2 StPO mit aus-
drücklicher Ermächtigung gemäß § 233 Abs. 1 StPO. Vertretung in sämtlichen Strafvollzugsangele-
genheiten.

8. Strafanträge zu stellen und zurückzunehmen sowie die Zustimmung gemäß §§ 153 und 153 a StPO
zu erteilen.

9. Entschädigungsanträge nach dem StrEG zu stellen

10. Vertretung vor den Verwaltungsgerichten und Sozialgerichten sowie in deren Vorverfahren, sowie vor
ausländischen Vertretungen (Generalkonsulate).

11. Vertretung vor den Arbeitsgerichten.

12. Vertretung im Insolvenzverfahren über das Vermögen des Gegners und in Freigabeprozessen sowie
als Nebenintervenient.

13. Alle Nebenverfahren, z. B. Arrest und einstweilige  Verfügung,  Kostenfestsetzung, Zwangsvollstre-
ckung einschließlich der aus ihr erwachsenden besonderen Verfahren, Zwangsversteigerung und
Zwangsverwaltung und Hinterlegungsverfahren.

Vollmacht  gemäß  §  141  Abs.  3  ZPO  mit  der  Ermächtigung  zur  Abgabe  der  gebotenen  Erklärungen, 
insbesondere zum Abschluss eines Vergleiches. Der mit der Vollstreckung beauftragte Obergerichtsvollzieher 
wird gebeten, die eingezogenen Beträge an die Bevollmächtigten auszuzahlen. Der Vollmachtgeber erklärt, dass 
die von ihm zu entrichtenden Gebühren legal erworben oder erwirtschaftet wurden. 

Mit der Unterzeichnung der Vollmacht erkennt der Unterzeichner die umseitigen Mandatsbedingungen. 

Gießen, ________________________________________________ (Unterschrift) 
(Datum)



Allgemeine Mandatsbedingungen der Kanzlei Rechtsanwalt Peter Conradi

Die Bearbeitung von Aufträgen, die dem Rechtsanwalt erteilt wurden, erfol-

gen ausschließlich zu den nachfolgenden allgemeine Mandatsbedingungen: 

1. Gebührenhinweis 

Die für die anwaltliche Tätigkeit zu erhebenden Gebühren richten sich nicht 

nach Betragsrahmen oder Festgebühren sondern nach dem Gegenstands-

wert. Etwas anders gilt in Straf-und Bußgeldsachen sowie in sozialrechtlichen

und sozialgerichtlichen Angelegenheiten; ferner dann, wenn eine hiervon 

abweichende Vergütungsvereinbarung getroffen wurde. Der Mandant ist vor 

Übernahme des Auftrages hierauf hingewiesen worden. 

2. Gegenstand der Rechtsberatung

Die Rechtsberatung des Rechtsanwalts bezieht sich ausschließlich auf das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland. Gegenstand des Mandatsvertrages 

ist nicht die steuerliche Beratung. Steuerliche Fragen und Auswirkungen hat 

der Mandant durch fachkundige Dritte (Steuerberater, Wirtschaftsprüfer etc.) 

auf eigen Verantwortung prüfen zu lassen. Der Rechtsanwalt ist berechtigt, 
zur Bearbeitung des Mandats Mitarbeiter, andere Rechtsanwältinnen oder 

Rechtsanwälte und sonstige fachkundige Dritte heranzuziehen. Sofern 

dadurch zusätzliche Kosten entstehen, verpflichtet sich der Rechtsanwalt, 
zuvor die Zustimmung des Mandanten einzuholen. 

3. Pflichten der Rechtsanwälte

3.1 Rechtliche Prüfung 

Der Rechtsanwalt wird die Rechtssache des Mandanten sorgfältig prüfen, ihn

über das Ergebnis der Prüfung unterrichten und gegenüber Dritten die 

Interessen des Mandanten im jeweils beauftragten Umfang rechtlich vertre-

ten. 

3.2 Verschwiegenheit 

Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit berechtigt und verpflichtet. Das 
Recht und die Pflicht zur Verschwiegenheit bezieht sich auf alles, was ihm in 

Ausübung seines Berufes bekannt geworden ist, und besteht nach 
Beendigung des Mandats fort. Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt nicht, 

soweit die Berufsordnung oder andere Rechtsvorschriften Ausnahmen 

zulassen oder die Durchsetzung oder Abwehr von Ansprüchen aus dem 

Mandatsverhältnis oder die Verteidigung des Rechtsanwaltes in eigener 
Sache die Offenbarung erfordern. Der Rechtsanwalt hat seine Mitarbeiter 
und alle sonstigen Personen, die bei seiner beruflichen Tätigkeit mitwirken, 
ausdrücklich zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

3.3 Verwahrung von Geldern 

Fremdgelder und sonstige Vermögenswerte, insbesondere Wertpapiere und 

andere geldwerte Urkunden, werden vorbehaltlich Ziffer 8 unverzüglich an 

den Berechtigten weitergeleitet. Solange dies nicht möglich ist, sind Fremd-

gelder auf Anderkonten zu verwalten. 

3.4 Datenschutz 

Der Rechtsanwalt wird alle verhältnismäßigen und zumutbaren Vorkeh-

rungen gegen Verlust und Zugriffe unbefugter Dritter auf Daten des Mandan-

ten treffen und laufend dem jeweils bewährten Stand der Technik anpassen. 

4. Pflichten des Mandanten 

Eine erfolgreiche Mandatsbearbeitung ist nur bei Beachtung der folgenden 

Obliegenheiten gewährleistet: 

4.1 Umfassende Information 

Der Mandant wird den Rechtsanwalt über alle mit dem Auftrag zusammen-

hängenden Tatsachen umfassend und wahrheitsgemäß informieren und ihm
sämtliche mit dem Auftrag zusammenhängenden Unterlagen und Daten in 

geordneter Form übermitteln. Der Mandant wird während der Dauer des 

Mandats nur in Abstimmung mit dem Rechtsanwalt mit Gerichten, Behörden,

der Gegenseite oder sonstigen Beteiligten Kontakt aufnehmen. 

4.2 Vorsorge bei Abwesenheit und Adressänderung 

Der Mandant wird den Rechtsanwalt unterrichten, wenn er seine Anschrift,

Telefon- und Faxnummer, E-Mail-Adresse etc. wechselt oder über längere 

Zeit wegen Urlaubs oder aus anderen Gründen nicht erreichbar ist. 

4.3 Sorgfältige Prüfung von Schreiben der Rechtsanwälte 

Der Mandant wird die ihm von dem Rechtsanwalt übermittelten Schreiben

und Schriftsätze des Rechtsanwalts sorgfältig daraufhin überprüfen, ob die

darin enthaltenen Sachverhaltsangaben wahrheitsgemäß und vollständig 

sind. 

4.4 Rechtsschutzversicherung 

Soweit der Rechtsanwalt auch beauftragt ist, den Schriftwechsel mit der

Rechtsschutzversicherung zu führen, wird dieser von der Verschwiegen-

heitsverpflichtung im Verhältnis zur Rechtsschutzversicherung ausdrücklich 

 befreit. In diesem Fall versichert der Mandant, dass der Versicherungsvertrag mit 

der Rechtsschutzversicherung weiterhin besteht, keine Beitragsrückstände beste-

hen und in gleicher Angelegenheit keine anderen Rechtsanwältinnen oder Rechts-

anwälte beauftragt sind. Der Mandant ist dahingehend unterrichtet worden, dass 

die Einholung der Deckungszusage bei der Rechtsschutzversicherung und die in 

diesen Zusammenhang geführte Korrespondenz eine separate Angelegenheit im 

Sinn des § 17 RVG darstellt, die gesondert zu vergüten ist. Die Kosten richten sich 

nach dem Gegenstandswert und werden nicht von der Rechtsschutzversicherung 

übernommen. 

5. Speicherung und Verarbeitung von Daten des Mandanten 

Der Rechtsanwalt ist berechtigt, ihm anvertraute Daten des Mandanten im

Rahmen des Mandats mit Datenverarbeitungsanlagen zu erfassen, zu speichern 

und zu verarbeiten. 

6. Unterrichtung des Mandanten per Fax

Soweit der Mandant dem Rechtsanwalt einen Faxanschluss mitteilt, erklärt er sich

damit bis auf Widerruf oder ausdrückliche anderweitige Weisung einverstanden, 

dass der Rechtsanwalt ihm ohne Einschränkungen über dieses Fax mandatsbe-

zogene Informationen zusenden. Der Mandant sichert zu, dass nur er oder von ihm 

beauftragte Personen Zugriff auf das Faxgerät haben und dass er Faxeingänge 

regelmäßig überprüft. Der Mandant ist verpflichtet, den Rechtsanwalt darauf hin-

zuweisen, wenn Einschränkungen bestehen, etwa das Faxgerät nur unregelmäßig 

auf Faxeingänge überprüft wird oder Faxeinsendungen nur nach vorheriger Ankün-

digung gewünscht werden. 

7. Unterrichtung des Mandanten per E-Mail

Soweit der Mandant dem Rechtsanwalt eine E-Mail-Adresse mitteilt, willigt er

jederzeit widerruflich ein, dass der Rechtsanwalt ihm ohne Einschränkungen per E-

Mail mandatsbezogene Informationen zusenden. Im Übrigen gilt Ziff. 6 entspre-

chend. Dem Mandanten ist bekannt, dass bei unverschlüsselten E-Mails nur einge-

schränkte Vertraulichkeit gewährleistet ist. Soweit der Mandant zum Einsatz von 

Signaturverfahren und Verschlüsselungsverfahren die technischen Voraussetzun-

gen besitzt und deren Einsatz wünscht, teilt er dies dem Rechtsanwalt mit.

8. Zahlungspflicht des Mandanten; Abtretung; Kostenerstattung 

Der Mandant ist verpflichtet, auf Anforderung des Rechtsanwalts einen angemes-

senen Vorschuss und nach Beendigung des Mandats die vollständige Vergütung 

den Rechtsanwalt zu bezahlen. Dies gilt auch, wenn Kostenerstattungsansprüche

gegen Rechtsschutzversicherung, Gegenseite oder Dritte bestehen. Der Mandant 

tritt sämtliche Ansprüche auf Kostenerstattung durch die Gegenseite, Rechts-

schutzversicherung oder sonstige Dritte in Höhe der Honorarforderung des 
Rechtsanwalts hiermit an diesen ab. Dieser nimmt die Abtretung an. Der
Rechtsanwalt darf eingehende Zahlungen auf offene Honorarforderungen, auch

aus anderen Angelegenheiten, verrechnen. 

Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass in arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten 

außergerichtlich sowie in der ersten Instanz kein Anspruch auf Erstattung der 

Anwaltsgebühren oder sonstiger Kosten besteht. In solchen Verfahren trägt unab-

hängig vom Ausgang jede Partei ihre Kosten selbst. Dies gilt grundsätzlich auch für 

Kosten in Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

9. Aktenaufbewahrung und Vernichtung

Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass Handakten des Rechtsanwalts bis auf 

die Kostenakte und etwaige Titel nach Ablauf von fünf Jahren nach Beendigung 

des Mandats (§ 50 Abs. 2 S. 1 BRAO) vernichtet werden, sofern der Mandant 

diese Akten nicht in der Kanzlei des Rechtsanwalts vorher abholt. Im Übrigen gilt §

50 Abs. 2 S. 2 BRAO. 

10. Geltung dieser Vereinbarung für künftige Mandate

Die vorstehenden Mandatsbedingungen gelten auch für künftige Mandate, soweit 

nichts Entgegenstehendes schriftlich vereinbart wird. 

11. Haftungsbeschränkung 

11.1 Die Haftung des bearbeitenden Rechtsanwalts für etwaige Berufsversehen 
wird im Einzelfall auf 250.000 EUR (in Worten: zweihundertundfünfzigtau-send 
Euro) beschränkt, soweit die Haftung nicht auf Vorsatz beruht. 

11.2 Der Auftraggeber hat die Möglichkeit, jederzeit von dem jeweils bearbeitenden 
Rechtsanwalt die Erhöhung der Haftsumme durch den Abschluss einer entspre-
chenden Einzelhaftpflichtversicherung auf eigene Kosten, also die des Auftragge-
bers, zu verlangen. 

11.3 Eventuelle Ersatzansprüche gegen den jeweils bearbeitenden Rechtsanwalt
verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, zu dem der Anspruch entstanden 
ist, spätestens jedoch in drei Jahren nach der Beendigung des Mandats. 

12. Schlussbestimmungen 

Die Rechtsunwirksamkeit einer Bestimmung berührt die Rechtswirksamkeit der 

anderen Vertragsteile nicht. Die Vertragspartner verpflichten sich, eine unwirksame 

Bestimmung durch eine wirksame Regelung zu ersetzen, die ihr im wirtschaftlichen 

Ergebnis am nächsten kommt und dem Vertragszweck am besten entspricht. 

STAND: 10/2016
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